
  

  14.10.2019 -   Gesetzgebung  

U.a. neue Kostenschätzung von Bundesregierung gefordert

  

In seiner 981. Sitzung am 11.10.2019 beriet der Bundesrat die Pläne der Bundesregierung, erwachsene 
Kinder pflegebedürftiger Eltern finanziell zu entlasten (s. auch aktuellen FamRZ-Newsletter 19/2019:
Angehörige entlasten mit einem Editorial von Heinrich Schürmann). In seiner Stellungnahme (BT-Drucks.
395/19(B)) fordert der Bundesrat die Bundesregierung auf, die von ihr vorgelegte Kostenschätzung zu
überarbeiten: Unabhängig von der ohnehin lückenhaften Datengrundlage spiegele die derzeitige
Kostenberechnung die Belastung für die Träger der Sozial- und Eingliederungshilfe nicht in
angemessenem Umfang wider, kritisieren die Länder.

 

Bund soll Mehrbelastung kompensieren

Etwaige Mehrbelastungen für Länder und Kommunen müsse der Bund kompensieren und dies bereits im
Gesetz verbindlich sicherstellen. Zu garantieren sei nicht nur die Übernahme der derzeit geschätzten
Zusatzkosten, sondern auch davon abweichende zusätzliche Belastungen, die sich erst nach Inkrafttreten
des Gesetzes zeigen. Bund und Länder müssten dann erneut über den angemessenen Umfang der
Ausgleichszahlungen verhandeln. Wichtig sei daher, im Gesetz eine Kostenevaluation festzuschreiben.

Weitere Vorschläge des Bundesrates dienen dazu, der Zielsetzung des Entwurfs besser Rechnung zu tragen
und die Umsetzung in die Praxis zu erleichtern. Sie betreffen unter anderem die Leistungen für junge
Menschen in besonderen Ausbildungsstätten und stationären Einrichtungen oder besonderen Wohnformen.
Zudem fordert der Bundesrat eine Übergangsregelung, um eine Finanzierungs- bzw. Rentenlücke für
Menschen mit Behinderung zu schließen, die nach der Systemumstellung durch das neue
Bundesteilhabegesetz für den Monat Januar 2020 droht.

 

Nächster Schritt: Gegenäußerung der Bundesregierung

Die Stellungnahme des Bundesrates wird nun der Bundesregierung zugeleitet. Diese verfasst eine
Gegenäußerung dazu und reicht dann beide Dokumente in den Bundestag nach. Dieser hatte bereits im
September mit seinen Beratungen begonnen.

 

https://www.famrz.de/aktuelles/gesetzgebung.html
https://www.famrz.de/gesetzgebung/angeh%C3%B6rige-sollen-entlastet-werden.html
https://www.famrz.de/files/Media/dokumente/pdfs/newsletter/2019/famrz-newsletter-19-2019.pdf
https://www.famrz.de/files/Media/dokumente/pdfs/newsletter/2019/famrz-newsletter-19-2019.pdf
https://www.bundesrat.de/drs.html?id=395-19%28B%29
https://www.bundesrat.de/drs.html?id=395-19%28B%29
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